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Marie von Manteuffel

Papierlos und unterversorgt  – 
Die notwendige Verbesserung der 

Gesundheitsversorgung von Menschen 
ohne Papiere in Deutschland

Zusammenfassung

Die derzeitige Regelung zur Gesundheitsversorgung von Menschen in der aufenthalts-
rechtlichen Illegalität in Deutschland1 ist aus menschenrechtlicher Sicht unbefriedigend. 
Auf kommunaler wie auf Landesebene lässt sich seit einigen Jahren ein Umdenken beob-
achten, das eine ganze Reihe von staatlich finanzierten Pilotprojekten hervorgebracht 
hat. Auf Bundesebene herrscht jedoch große Zurückhaltung gegenüber der von Teilen 
der Zivilgesellschaft wie von den Kirchen seit Jahren geforderten gesetzlichen Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung von Menschen ohne Papiere. Ein wesentliches Argu-
ment ist dabei die vermeintliche Kollision der Durchsetzung des sozialen Menschen-
rechts auf Gesundheit mit innen- und sicherheitspolitischen Interessen des Rechtsstaats. 
Diese Gegenüberstellung geht fehl. Das betrifft in besonderer Weise die Situation von 
Kindern ohne Papiere. Durch einen minimalen gesetzlichen Eingriff und eine konse-
quente Umsetzung könnten beide Interessen zwar nicht vollumfänglich befriedigt, aber 
zumindest in Teilen ausgewogen werden.

Abstract/Summary

The current regulation on health care for undocumented migrants in Germany is unsa-
tisfactory from the perspective of human rights. At the local level as well as the state level, 
a rethinking has become apparent for some years now, producing a whole series of state-
financed pilot projects. At the federal level, however, there is a great deal of restraint 
against a legal reform of health care for undocumented migrants demanded by parts of 
civil society and the churches for years. The juxtaposition of security interests with an 
improvement in the supply situation will fail. Through small legal interventions and con-
sistent implementation, both interests could not be fully satisfied but at least be remedied 
in parts.
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recht auf Gesundheit; behördliche Übermittlungspflichten.
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porting standards.

1. Menschen ohne Papiere in Deutschland

Das Phänomen der aufenthaltsrechtlichen Illegalität in Deutschland stellt nach wie vor 
ein eher unterbelichtetes Randthema der Migration dar. Dem Thema immanent ist, dass 
kaum belastbare Zahlen und Daten zu den Betroffenen und deren Lebensverhältnissen 
vorliegen. Jede Beschäftigung mit der aufenthaltsrechtlichen Illegalität und ihren Folgen 
für die Lebenswirklichkeit der davon betroffenen Menschen muss sich maßgeblich auf 
Schätzungen sowie auf Berichte von Betroffenen und auf die Beobachtungen ihrer Un-
terstützer stützen. Das betrifft allen voran die Frage der Anzahl der Menschen in der 
aufenthaltsrechtlichen Illegalität. Die letzten wissenschaftlich fundierten Schätzungen 
zur Anzahl der Sans-Papiers in Deutschland stammen aus dem Jahr 2015 und gehen von 
ca. 180.000 bis 520.000 Betroffenen2 in Deutschland aus. Die für diese Schätzungen so-
wie im Folgenden zugrunde gelegte Definition der aufenthaltsrechtlichen Illegalität um-
fasst einen rein faktischen Aufenthalt ohne asyl- oder ausländerrechtlichen Aufenthalts-
status, ohne Gestattung, Duldung und ohne behördliche Erfassung in Deutschland.3

Trotz des hohen Anstiegs Schutzsuchender seit dem Jahr 2015 und der allgemeinen 
Erwartung, dass nicht alle der abgelehnten Asylbewerber(innen) in ihre Herkunftslän-
der zurückkehren werden, ist davon auszugehen, dass die Zahl von Menschen in der auf-
enthaltsrechtlichen Illegalität nur moderat gestiegen sein wird. Die überwiegende Mehr-
heit der abgelehnten Asylbewerber wird, sofern sie nicht abgeschoben werden können, 
zwar »ausreisepflichtig« sein, aber doch über eine Duldung nach § 60a Aufenthaltsge-
setz verfügen und sich damit nicht im hier verwendeten Sinne irregulär in Deutschland 
aufhalten.

Menschen ohne Papiere kommen aus allen Teilen der Welt. Es sind ähnlich viele 
Frauen wie Männer. Unter den betroffenen Kindern sind viele, die in Deutschland gebo-
ren wurden. Die meisten Sans-Papiers sind einmal regulär nach Deutschland bzw. nach 
Europa eingereist, etwa mit einem Arbeits-, Studenten- oder Touristenvisum, und sind 
nach Ablauf oder Verlust des Aufenthaltstitels geblieben. In der Regel (über-)leben sie in 
ihrer Peergroup, arbeiten zumeist in ausbeuterischen Verhältnissen und vermeiden es um 
jeden Preis aufzufallen, beispielsweise durch kleinkriminelle Handlungen wie Schwarz-
fahren oder Ladendiebstahl.4 
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1.1 Rechtliche Entwicklungen auf Bundesebene

Die Lebensumstände von Sans-Papiers in Deutschland werden maßgeblich beeinf lusst 
durch die grundsätzlich geltende Verpflichtung öffentlicher Stellen zur Mitteilung an die 
Ausländerbehörde, wenn diese im Rahmen mit der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis 
von dem Aufenthalt eines Ausländers erhalten, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel 
besitzt.5 Diese allgemeinen ausländerrechtlichen Übermittlungspflichten gelten nicht 
nur für Polizei und Ordnungsbehörden, sondern schließen grundsätzlich die für soziale 
Angelegenheiten zuständigen Stellen mit ein, allen voran die Sozialämter. 

In den Jahren 2009 bis 2011 gab es zwar einige nennenswerte Verbesserungen in der 
bundesgesetzlichen Rechtslage für Menschen ohne Papiere. Zum einen wurde die bis 
dahin herrschende Unklarheit über die Strafbarkeit humanitärer Unterstützung von 
Menschen ohne Papiere durch Klarstellung in den Allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten zum Aufenthaltsgesetz weitestgehend behoben. Zum anderen wurde die anonymi-
sierte Behandlung medizinischer Notfälle mit anschließender Kostenerstattung durch 
das Sozialamt zumindest theoretisch ermöglicht. Schließlich nahm der Bundesgesetzge-
ber Schulen und andere Bildungs- und Erziehungseinrichtungen von den eben genann-
ten Übermittlungspflichten aus, womit der Zugang von Kindern ohne Aufenthaltsstatus 
zum öffentlichen Schulsystem grundsätzlich eröffnet wurde.

Spätestens seit dem Jahr 2015 ist jedoch die Verfestigung einer immer restriktiver 
werdenden Politik gegenüber Menschen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus zu beob-
achten. Anträge der Oppositionsfraktionen auf Einschränkung der ausländerrechtlichen 
Übermittlungspflichten insbesondere im Bereich des Gesundheitswesens wurden vom 
Deutschen Bundestag abgelehnt.6 Die wiederholt vorgetragenen Forderungen der Kir-
chen und zivilgesellschaftlichen Akteure wie dem Katholischen Forum Leben in der Il-
legalität7 bleiben folgenlos. Schnell werden Diskussionen aus dem Bereich Flucht und 
Asyl, insbesondere die Forderung nach konsequenterer Abschiebung abgelehnter Asyl-
bewerber mit den oftmals seit vielen Jahren in Deutschland lebenden Menschen ohne 
Papiere verknüpft und damit automatisch mit Forderungen nach mehr Rechtsstaat, in-
nerer Sicherheit und Anti-Terror-Bekämpfung. 

1.2 Hindernisse bei der Umsetzung der Notfallversorgung

In der Praxis kommt eine Reihe von Problemen bei der Umsetzung der anonymisierten 
Notfallversorgung hinzu. Vermehrt vertreten Sozialämter den Standpunkt, die Verwal-
tungsvorschriften seien nicht bindend im Sinne eines Übermittlungsverbots und stün-
den einer freiwilligen Übermittlung von Informationen über notfallbehandelte Patien-
ten ohne Aufenthaltsstatus an die jeweilige Ausländerbörde nicht entgegen. 

Zusätzlich entstehen regelmäßig Unklarheiten bei der medizinischen Einordnung 
von Einzelfällen als Notfall im Sinne des Asylbewerberleistungsgesetzes.8 Immer wieder 
tauchen Fälle auf, in denen sich Sozialämter über die Diagnose durch das behandelnde 
Krankenhaus hinwegsetzen, obgleich die Kategorisierung als medizinischer Notfall ein-
zig durch das behandelnde medizinische Personal vorgenommen werden kann. 

Zudem legen einige Sozialämter bei der Feststellung der Bedürftigkeit des einzelnen 
Patienten praktisch nicht zu erfüllende Maßstäbe an. Teilweise verlangen sie von dem 
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36 Marie von Manteuffel

behandelnden Krankenhaus zwingend den detaillierten Nachweis der Bedürftigkeit 
nach den Maßstäben eines deutschen Staatsbürgers oder Staatsbürgerin. Diese Maß-
stäbe verurteilen einen solchen Nachweis von vorneherein zum Scheitern, denn Sans-
Papiers sind nicht als Sozialhilfeempfänger gemeldet und haben in Deutschland auch 
keine Möglichkeit, ein Konto zu führen. Auch das sogenannte Basiskonto steht ihnen 
nicht offen. Einen Anspruch auf Eröffnung eines solchen Bankkontos haben nämlich nur 
Verbraucher, die sich rechtmäßig in der Europäischen Union aufhalten. Diese Praxis 
steht im groben Widerspruch zum verwaltungsrechtlichen Untersuchungsgrundsatz, 
der die handelnden Behörden verpflichtet, an der Sachaufklärung mitzuwirken, und 
führt aufgrund der naturgemäß schwierigen Informationslage im Falle von Patienten 
ohne Aufenthaltsstatus zum faktischen Ausschluss des Anspruchs auf Kostenüber-
nahme. 

Damit entsteht im Ergebnis eine erhebliche Rechtsunsicherheit für die behandelnden 
Krankenhäuser hinsichtlich der nachträglichen Kostenübernahme durch das zuständige 
Sozialamt. In der Folge lehnen Krankenhäuser, die bereits negative Erfahrungen ge-
macht haben, fortan die Behandlung von Notfällen von vornherein ab. Eine Behandlung 
auf eigene Kosten kommt aufgrund der finanziellen Bedürftigkeit der allermeisten Be-
troffenen nicht in Frage, sodass im Ergebnis vielfach sogar medizinisch eindeutige Not-
fälle von Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität unbehandelt bleiben. 

Damit bleibt die Lebenssituation von Menschen ohne Papiere bestimmt durch Exklu-
sion, Unsicherheiten und Abhängigkeiten. Weiterhin gilt, dass die große Anzahl der Be-
troffenen aus Angst vor Aufdeckung ihres Status und drohender Abschiebung ihre 
grundlegenden sozialen Rechte nicht geltend machen. Im Ergebnis verhindert also die 
ausländerrechtliche Übermittlungspflicht den Zugang zu medizinischer Versorgung.

1.3 Ansätze auf Ebene der Länder und Kommunen

In die so entstehende Versorgungslücke traten bislang nahezu ausschließlich nicht-staat-
liche Akteure aus den Bereichen Kirche, Wohlfahrt und Zivilgesellschaft, wie beispiels-
weise die Malteser Medizin für Menschen ohne Krankenversicherung9 oder die Medibü-
ros10. Diese großteils ehrenamtlichen Initiativen verfügen allerdings nicht über die 
finanziellen oder personellen Mittel, um die medizinische Grundversorgung für alle 
Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität zu gewährleisten. 

In den vergangenen Jahren lässt sich beobachten, dass vermehrt Landesregierungen 
sowie kommunale Träger Mittel für unterschiedlich ausgestaltete Pilotprojekte zur Ver-
sorgung nicht versicherter Menschen – unter ihnen auch Personen ohne Aufenthaltssta-
tus – zur Verfügung stellen.11 So operieren seit 2016 die von der jeweiligen Landesregie-
rung getragenen Pilotprojekte »Anonymer Krankenschein« in Niedersachen, Thüringen 
und zukünftig auch in Berlin. Nach diesem Konzept erhalten Patienten in der aufent-
haltsrechtlichen Illegalität von einer zu Vertraulichkeit verpflichteten Vergabestelle ei-
nen anonymisierten Krankenschein, der ihnen ermöglicht, den Arzt oder die Ärztin ihrer 
Wahl zur Behandlung aufzusuchen. Zusätzlich besteht die Möglichkeit zur Sozial- und 
Rechtsberatung hinsichtlich einer möglichen Legalisierung des Aufenthaltsstatus der 
Patienten. 
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In Hamburg sowie in mittlerweile fünf Städten in Nordrhein-Westfalen werden sog. 
»Clearingstellen« unterhalten, in denen einer Vermittlung an kooperierende Ärztinnen 
und Ärzte ein aufenthaltsrechtliches Clearingverfahren vorgeschaltet wird. In München 
besteht seit vielen Jahren eine ähnliche Unterstützungsstruktur der zivilgesellschaftli-
chen Initiativen vor Ort, wenngleich in etwas loserer Form. 

In Duisburg wurde Anfang 2017 schließlich eine neue Anlaufstelle der Malteser Me-
dizin für Menschen ohne Krankenversicherung aus Landesmitteln ausgestattet und er-
öffnet. Der Betrieb der Anlaufstelle wird jedoch ebenso wie der Betrieb der siebzehn 
weiteren Anlaufstellen der Malteser Medizin für Menschen ohne Krankenversicherung 
weiterhin rein spendenfinanziert betrieben werden. 

Einige Städte haben sogenannte Humanitäre Sprechstunden eingerichtet, die selbst 
eine medizinische Basisversorgung leisten und im Übrigen an Ärztinnen und Ärzte wei-
tervermitteln; so in Bremen, Bremerhaven, Oldenburg, Wiesbaden, Frankfurt a. M. und 
Düsseldorf. 

Eine f leckendeckende Versorgung ist damit noch lange nicht erreicht. Die Projektfi-
nanzierung ist zeitlich befristet. Zudem beschränkt sich der Leistungsumfang bei allen 
genannten Initiativen auf eine gegenüber dem GKV-Leistungskatalog stark einge-
schränkte Grundversorgung, bzw. auf die Behandlung von akuten Erkrankungen und 
Schmerzzuständen.12 Die Fondsfinanzierung der Projekte bedeutet schließlich eine ab-
solute Beschränkung des jährlichen Budgets. 

Unbeschadet dessen, bedeutet das finanzielle Engagement der öffentlichen Stellen vor 
Ort eine gewisse Anerkenntnis, dass die mangelnde medizinische Versorgung von Men-
schen ohne Papiere in Deutschland ein humanitäres Problem darstellt. Dies kann f lä-
chendeckend und dauerhaft nur durch Änderung der Bundesgesetze behoben werden. Es 
ist nicht nachvollziehbar, warum der Bundesgesetzgeber in seinen Erwägungen der ver-
gangenen Jahre zu einem anderen Ergebnis kommt als die Länder und Kommunen, die 
vor Ort mit dem Phänomen konfrontiert werden. 

2. Das Menschenrecht auf Gesundheit 

Dabei gilt das soziale Menschenrecht auf Gesundheit universell und unabhängig vom 
rechtlichen Aufenthaltsstatus einer Person. Mit Ratifizierung des im Jahr 1976 in Kraft 
getretenen UN-Sozialpakts hat sich die Bundesrepublik Deutschland dazu verpflichtet, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass für jedermann im Krankheitsfall der Genuss 
medizinischer Einrichtungen und ärztlicher Betreuung sichergestellt ist.13 Auch nach der 
Europäischen Grundrechte-Charta14 hat grundsätzlich jede Person das Recht auf Zu-
gang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung. Konkret bedeutet das 
»Recht, gesund zu sein« in Hinblick auf die Unterzeichnerstaaten, dass allen Menschen 
ein wirksamer Zugang zur Gesundheitsversorgung ermöglicht werden muss.15

Für Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität bleibt dieses völkerrechtlich 
verbriefte Recht jedoch vielfach bloße Theorie. Die betroffenen Patienten nehmen me-
dizinische Hilfe oftmals überhaupt nicht oder viel zu spät in Anspruch. Damit werden 
Krankheiten verschleppt, chronifizieren sich oder wachsen mangels frühzeitiger Be-
handlung zu schwer heilbaren Zuständen an.
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2.1 Sondersituation für schwangere Frauen

Für schwangere Frauen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität ergeben sich zusätzlich 
folgende Probleme: Nach aktueller Rechtslage ist der Zugang zu frühzeitiger Schwanger-
schaftsvorsorge mit der Offenlegung der Identität gegenüber dem zuständigen Sozialamt 
verbunden, ohne dass in diesem Fall der »verlängerte Geheimnisschutz« die Übermitt-
lung der persönlichen Daten an die Ausländerbehörde verhindern würde. Lediglich die 
Entbindung ohne Geburtsvorsorge kann im Rahmen einer Notfallversorgung im Kran-
kenhaus vorgenommen und vom behandelnden Krankenhaus im Nachhinein auf dem 
Wege der Kostenerstattung mit dem Sozialamt abgerechnet werden. Dies führt dazu, 
dass Risikoschwangerschaften sowie sonstige Schwangerschaftskomplikationen von 
Frauen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität nicht rechtzeitig erkannt und gynäkolo-
gisch betreut werden können. Leistungen der postportalen Nachsorge entfallen für diese 
Frauen ebenfalls. Beides steht im klaren Widerspruch zu Artikel 24 Absatz 1 d) der UN-
Kinderrechtskonvention, wonach die Vertragsstaaten eine angemessene Gesundheits-
fürsorge vor und nach der Entbindung sicherzustellen haben – unabhängig vom Aufent-
haltsstatus von Mutter und Kind.

2.2 Besondere Notlage von Kindern ohne Aufenthaltsstatus

Betrachtet man die Situation von Kindern ohne Papiere, spitzt sich die Diskrepanz von 
international verbrieften Schutzrechten und realem Zugang zur Gesundheitsversorgung 
in Deutschland noch einmal zu. In aller Regel haben die von der aufenthaltsrechtlichen 
Illegalität betroffenen Kinder keinen Einfluss auf ihre Situation und bleiben dennoch in 
vielen Fällen medizinisch unterversorgt.16

Eine Studie zur Versorgungssituation von Kindern ohne Aufenthaltsstatus17 belegt, 
dass solche Kinder im Vergleich zu Kindern mit gesichertem Aufenthaltsstatus deutlich 
häufiger nur für die Durchführung der Kindervorsorgeuntersuchungen sowie Impfun-
gen und Zahnbehandlungen den befragten Ärzten vorgestellt werden. In akuten Krank-
heitsfällen werden Kinder in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität bedeutend länger mit 
rezeptfreien Mitteln aus der Apotheke medikamentiert. Der Arztbesuch wird in vielen 
Fällen zu lange herausgezögert. Als Grund hierfür nennen die mit solchen Fällen kon-
frontierten Helfer ausnahmslos die Angst vor Aufdeckung und Abschiebung der gesam-
ten Familie.

Nach Rücknahme des Vorbehalts zur UN-Kinderrechtskonvention im Jahr 2010 hat 
sich auch die Bundesrepublik Deutschland gegenüber Kindern ohne gesicherten Aufent-
haltsstatus zum Vorrang ihres Kindeswohls vor anderweitigen Gesichtspunkten ver-
pf lichtet.18 Artikel 24 der UN-Kinderrechtskonvention verlangt den effektiven Zugang 
zur Gesundheitsversorgung für jedes Kind. Daraus ergibt sich, dass ordnungspoliti-
sche Maßnahmen klar vom Gesundheitssystem zu trennen sind. Denn wie oben bereits 
ausgeführt, kann nur bei einer solchen Trennung das Recht auf effektiven Zugang 
zur   Gesundheitsversorgung auch in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität verwirklicht 
werden.19
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Papierlos und unterversorgt 39

3. Gesetzliche Lösungsansätze 

Gefordert wird daher eine Beschränkung der ausländerrechtlichen Übermittlungs-
pflichten im Aufenthaltsgesetz, sodass diese im Ergebnis nur solche öffentlichen Stellen 
trifft, die für die Gefahrenabwehr und die Strafrechtspflege zuständig sind.20 Dies könnte 
einerseits durch Einführung einer Negativliste solcher Stellen umgesetzt werden, die von 
der Übermittlungspflicht ausgenommen werden sollen. Alternativ wäre die positive Be-
nennung solcher öffentlichen Stellen denkbar, die ausdrücklich unter die Übermitt-
lungspflichten fallen sollen. Dazu zählen Polizei- und Ordnungsbehörden sowie öffent-
liche Stellen mit der Aufgabe der Strafverfolgung und -vollstreckung. 

Entscheidend wäre allerdings bei beiden Alternativen, davon abzusehen, durch eine 
Öffnungsklausel den ausländerbehördlichen Zugriff auf die Daten zunächst in einge-
schränkten Ausnahmefällen einzubauen, die im Bedarfsfall erweitert werden könnten. 
Eine solche Öffnungsklausel würde die Wirksamkeit der Einschränkung der Übermitt-
lungspflichten empfindlich beeinträchtigen, wenn nicht zunichtemachen.

Die Gesetzesänderung müsste für ihre Wirksamkeit in der Praxis zudem durch eine 
Klarstellung f lankiert werden, wonach es den von der Übermittlungspflicht ausgenom-
menen öffentlichen Stellen ausdrücklich nicht freisteht, Daten freiwillig an die Auslän-
derbehörden zu übermitteln.

Die mit der Kostenübernahme betrauten Sozialbehörden wären anzuweisen, die Er-
mittlung der Bedürftigkeit eines Patienten in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität dem 
verwaltungsrechtlichen Untersuchungsgrundsatz gemäß durchzuführen und den Um-
fang der Mitwirkungspflichten durch das behandelnde Krankenhaus auf ein realisti-
sches Maß zu beschränken.

4. Kein Widerspruch zu staatlichem Interesse an Datenaustausch 

Der Forderung nach einer Beschränkung der ausländerrechtlichen Übermittlungs-
pflichten wird entgegengehalten, sie liefe dem sicherheitspolitischen Wissensanspruch 
des Staates und dem Gebot der Einheit der Rechtsordnung entgegen.

Dabei besteht zwischen beiden Interessen nicht zwingend ein Zielkonflikt. Beiden 
Forderungen gemein ist, dass sie langfristig das Phänomen der aufenthaltsrechtlichen 
Illegalität verringern wollen. Beide Interessen verfolgen das Ziel, dass weniger Menschen 
in der Illegalität leben müssen, sowohl aus sicherheitspolitischer als auch aus menschen-
rechtlicher Sicht. 

Langfristig könnte das durch legale Einwanderung auch für sogenannte »geringqua-
lifizierte« Menschen zumindest in weiten Teilen erreicht werden. Eine politische Rea-
lisierung dieses Ziels ist derzeit nicht absehbar. Demgegenüber ist die aktuelle Lage 
 menschenrechtlich ungenügend. Auch aus Sicht der Sicherheitspolitik ist die aktuelle 
Rechtslage wohl unzureichend, da die Betroffenen den Kontakt zu jeglichen öffentlichen 
Stellen meiden und der Staat damit keinerlei Zugang zu ihnen hat. 

Die oben beschriebene Einschränkung der ausländerrechtlichen Übermittlungs-
pf lichten wäre kurzfristig umsetzbar und würde zumindest eine Behandlung akuter Er-
krankungen und Schmerzzustände auch für Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Il-
legalität wirksam eröffnen. Damit würde der Staat in Person der Sozialämter in Kontakt 
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zu den Betroffenen kommen, könnte Daten erheben und hätte präzisere Kenntnis davon, 
wer auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland lebt. Da diese Daten aufgrund der 
»Chinese Wall« zwischen den Behörden ausländerrechtlich nicht verwertet werden 
dürften, wäre das sicherheitspolitische Interesse des Staates nicht in Gänze befriedigt. 
Mindestens aber wäre die sicherheitspolitische Lage nicht schlechter, als der oben be-
schriebene Status quo. Zu beachten ist weiter, dass auch gesundheitspolitische Belange 
wie beispielsweise der Infektions- und Seuchenschutz Teil einer innenpolitischen Ge-
samterwägung sind.

Auch die menschenrechtlichen Belange wären durch diesen Ansatz nicht gänzlich be-
friedigt. Aber im Vergleich zur aktuellen Situation wäre der damit eröffnete, wirksame 
Zugang zum Leistungskatalog des Asylbewerberleistungsgesetzes eine erhebliche Ver-
besserung. 

Menschen ohne Papiere stellen als solche keine Gefährdung der inneren Sicherheit 
dar. Die Einführung der Übermittlungspflichten hat die innere Sicherheit in Deutsch-
land weder erhöht noch war eine Erhöhung der inneren Sicherheit mit Einführung der 
ausländerrechtlichen Übermittlungspflichten im Jahr 1965 beabsichtigt.21

Ein Blick in die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union bestätigt diese Ein-
schätzung. Kein anderer EU-Mitgliedstaat kennt eine solche allgemeine Übermittlungs-
pflicht sämtlicher öffentlicher Stellen an die jeweilige Ausländerbehörde. 

Endgültig ad absurdum führt die Gegenüberstellung des wirksamen Menschenrechts 
auf Gesundheit mit sicherheitspolitischen Bedenken bei der Betrachtung der Situation 
von Kindern ohne Papiere. Kinder sind in besonderem Maße geschützt und verfügen 
über einen unbestrittenen Rechtsanspruch auf angemessene und wirksame Gesund-
heitsversorgung, stellen gleichzeitig ein besonders geringes Sicherheitsrisiko dar und 
sind dennoch in der Praxis von Leistungen der Gesundheitsversorgung großteils abge-
schnitten.

5. Ausblick

Bei aller Notwendigkeit einer staatlichen Regulierung von Zuwanderung dürfen der 
Schutz der Menschenwürde und die Gewährung elementarer Menschenrechte nicht 
vom Aufenthaltsstatus eines Menschen abhängig gemacht werden. Dies hat das Bundes-
verfassungsgericht bereits im Jahr 2012 mit folgendem Satz festgelegt: »Die Menschen-
würde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren.«22

Dieses Primat der Menschenwürde möge den Bundesgesetzgeber in der soeben be-
gonnenen Legislaturperiode leiten. 

ANMERKUNGEN
1 Die Bezeichnung »Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität«, »Sans-Papiers« oder 
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2 D. Vogel, Update report Germany: Estimated number of irregular foreign residents in Germany 

(2014), Database on Irregular Migration, Update report, http://irregular-migration.net/ 
 fileadmin/irregular-migration/dateien/4.Background_Information/4.5.Update_Reports/
Vogel_2015_Update_report_Germany_2014_fin-.pdf (zuletzt abgerufen am 14.12.2017).
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im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks: Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in 
Deutschland: Staatliche Ansätze, Profil und soziale Situation; herausgegeben durch das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg 2006, http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/
DE/Publikationen/EMN/K leineStudien/study2005-emn-il legal-auf haeltige.pdf?_ _
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8 Zur Problematik der Abgrenzung zwischen dem »medizinischen Notfall« und dem »Eilfall« 
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9 Vormals Malteser Migranten Medizin genannt, https://www.malteser.de/menschen-ohne-
krankenversicherung.html (zuletzt aufgerufen am 12.01.2018).

10 http://medibueros.m-bient.com/ (zuletzt aufgerufen am 14.12.2017).
11 Eine aktuelle Übersicht mit weiterführenden Hinweisen bietet das von der BAG Gesundheit/

Illegalität herausgegebene Arbeitspapier von April 2017, Gesundheitsversorgung für Menschen 
ohne Papiere – Aktuelle Herausforderungen und Lösungsansätze, https://www.diakonie.de/ 
 fileadmin/user_upload/BAG_Gesundheit_Illegalitaet_Arbeitspapier_Gesundheits  ver-
sorgung_fu__r_Menschen_ohne_Papiere_April_2017_Web.pdf (zuletzt aufgerufen am 
20.01.2018).

12 In vielen Fällen ist der Leistungskatalog an die Vorgaben des § 4 Asylbewerberleistungsgesetz 
gekoppelt, wonach nur die zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände erfor-
derliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung zu gewähren ist.

13 Art. 12 Abs. 1 und Abs. 2 lit. d des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte vom 19. Dezember 1966 Bundesgesetzblatt (BGBl) II 1976, 428.
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15 Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Menschenrechte. Dokumente und Dekla-
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Rückschau auf Themen der Hefte 2017

• Menschen mit Demenz im Krankenhaus (3/2017) 
Menschen mit Demenz im Krankenhaus – Exemplarische ethische Konfliktfelder und 
situative Effekte (Annette Riedel/Anne-Christin Linde) – Menschen mit Demenz im 
 Allgemeinkrankenhaus – Die Herausforderung der ökonomisierten Behandlung und der 
notwendigen Individualität (Benjamin Volmar/Michael Löhr/Axel von Bierbrauer zu 
Brennstein) – Demenz als kritisches Moment: Ordnungsversuche im Akutkrankenhaus 
(Andrea Newerla) – Selbstbestimmung und Demenz – Herausforderung für die Behand-
lung dementer Patienten im Krankenhaus (Michael Wunder) – Menschen mit Demenz im 
Krankenhaus – Eine Frage der Ethik (Verena Wetzstein) – Menschen mit Demenz im 
Krankenhaus – Wie das Robert-Bosch-Krankenhaus Stuttgart der Herausforderung 
begegnet (Petra Koczy/Clemens Becker/Kerstin Bühl/Marita Schmidt/Ursula Matzke) 

• Genomeditierung (4/2017) 
Chancen und Risiken der Geneditierung bei genetisch bedingten Erkrankungen (Beate 
Vajen/Brigitte Schlegelberger) – Genome Editing und Enhancement – Zielgenaue Ein-
griffe bei genetisch bedingten Krankheiten (Johannes Brantl) – Genome Editing in der 
ethischen Diskussion – Argumente und Begründungsformen (Stephan Ernst) – Genome 
Editing vor dem Europäischen Gerichtshof: Richtungsweisung aus Luxemburg? (Jens 
Kahrmann/Olivia Bömeke/Georg Leggewie) – Ethische Aspekte der Nutzung von 
CRISPR-Technologien in der Landwirtschaft (László Kovács) 

Vorschau auf die nächsten Hefte:

• Big Data im Gesundheitsbereich

• Advance Care Planning (ACP)

• Robotik und automatisierte Assistenz-Systeme in Medizin und Pflege
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